
EU-Verträge und Personenfreizügigkeit: Kleinreden nützt nichts, sugges<ve 
Hetzereien auch nicht, vor allem dann nicht, wenn keine Alterna<ven 
angeboten werden. 
 
Von Henri Gétaz1 
 
Die Schweiz prak.ziert seit über 20 Jahren die Arbeitnehmerfreizügigkeit mit der EU. Im 
Rahmen des neu ausgehandelten «Stabiliserungspakets» steht eine GrundsatzdebaFe über 
dieses Abkommen wieder einmal bevor.  
 
Personenfreizügigkeit: keine schwarz-weisse Geschichte 
 
Die Zuwanderung in den Arbeitsmarkt bringt viele Vorteile mit, sie stellt gleichzei.g eine 
gesellschaLspoli.sche Herausforderung dar: 
 
… bringt viele Vorteile 
Dank der Beteiligung von EU-Bürgern am Schweizer Arbeitsmarkt werden Stellen besetzt, die 
in mancher Hinsicht dringenden Bedürfnissen entsprechen: ohne ausländische 
Arbeitsnehmer würde unser Gesundheitswesen, unsere Alters- und Krankenpflege, unsere 
BauwirtschaL, unser Tourismus, gar unsere LandwirtschaL, nicht funk.onieren. Europäische 
Arbeitnehmer in der Schweiz tragen zur Finanzierung unserer Sozialwerke bei, unterstützen 
die Exzellenz unserer Forschung, zahlen Steuern.  
 
Aufgrund der demographischen Entwicklung würde die Wohn- und Arbeitsbevölkerung in 
der Schweiz, und somit unserer VolkswirtschaL schrumpfen, würden uns da nicht die 
europäischen Arbeitnehmer aus dieser demographischen Falle helfen. Ohne europäische 
Arbeitnehmende wird die Schweiz in ZukunL den FachkräLemangel erst recht decken 
können. Allein in den nächsten 10 Jahren werden geschätzt 400'000 junge Menschen 
weniger in den Arbeitsmarkt nachrücken als ältere ausscheiden. Der Schweiz werden diese 
ArbeitskräLe fehlen, selbst bei Ausschöpfung des inländischen Potenzials. Auf ausländische 
Arbeitsmarktbeteiligung ist die Schweiz also angewiesen, will sie ihren Wohlstand 
miFelfris.g erhalten. Welche drama.schen Folgen eine alternde und schrumpfende 
Bevölkerung nach sich zieht zeigt das Beispiel Südkoreas. 
 
… aber auch Herausforderungen 
Die Zuwanderung in den Arbeitsmarkt bringt aber auch Herausforderungen mit sich und 
wirL Akzeptanzfragen auf. Dabei steht Lohnschutz im Vordergrund: Arbeitnehmende aus der 
EU sollen für dieselbe Leistung denselben Lohn beziehen wie Schweizer Arbeitnehmende. 
Fallen europäische ArbeitnehmerInnen aus dem Arbeitsmarkt aus, sollen sie Anrecht haben 
auf Sozialleistungen, die sie über ihre Arbeitsleistung auch mibinanziert haben, aber auch 
nicht mehr: kein Sozialmissbrauch, keine Einwanderung in die Sozialwerke. Eine wachsende 
Wohnbevölkerung bringt auch einen Druck auf Infrastrukturen mit sich, in den Bereichen 
Wohnen, Transport, Erziehung und verlangt entsprechende Inves..onen.  
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MiFelfris.g ist allerdings mit einer Stabilisierung der Schweizer Wohnbevölkerung zu 
rechnen, dann nämlich, wenn die Baby-Boom-Genera.on, die zurzeit neu in die Rente geht, 
verstorben sein wird.   
 
 
Insgesamt eine gute Lösung 
Mit dem revidierten Abkommen zur Personenfreizügigkeit ist es dem Bundesrat gelungen, 
eine gute Balance zwischen der dringend benö.gten marktgesteuerten Zuwanderung in den 
Arbeitsmarkt einerseits, und einem effek.ven Missbrauchsschutz andererseits, zu sichern. 
Zusätzlich erhält die Schweiz mit der revidierten Schutzklausel neu eine Notbremse, die bei 
übermässigen NeFozuwanderung Abhilfe leisten kann.  
 
 
Eine redliche Deba;e bi;e 
 
Kri.k am revidierten Abkommen über die Personenfreizügigkeit ist erlaubt. Aber biFe 
redlich: Dem Bundesrat Verfassungsbruch vorzuwerfen, blinde Europhilie, oder Kleinreden 
der Nachteile der Personenfreizügigkeit, oder gar Naivität zu unterstellen ist reine Hetzerei.  
 
Der Verfassungsar.kel zur Masseneinwanderung von 2014 wurde mit Anpassungen am 
Ausländergesetz umgesetzt, und zwar ohne, dass diese Umsetzung direktdemokra.sch 
widersprochen wurde. Das Abkommen über den freien Personenverkehr gilt auch nach der 
Umsetzung des Masseneinwanderungsar.kels als verfassungskonform. Das trif auch für das 
bevorstehende revidierte Abkommen zu, denn dieses ändert an den Einreise- und 
Aufenthaltsbedingungen grundsätzlich nichts. 
 
Falsch ist die Behauptung, mit dem revidierten Abkommen bleiben auf einem Schlag 690'000 
EU-Bürger für immer in der Schweiz: mit den ausgehandelten Übergangsregelungen werden 
Gesuche auf Daueraufenthalt erst 7 Jahre nach InkraLtreten des revidierten Abkommens, 
d.h. wohl nicht vor 2035, gestellt werden können. Wie viele zu diesem Zeitpunkt dazu 
berech.gt sein werden, kann man nicht mit Sicherheit prognos.zieren. Wie viele von den 
Berech.gten einen Antrag überhaupt stellen werden noch weniger. Dabei wird von Kri.kern 
die Tatsache verdrängt, dass heute schon die meisten in der Schweiz ansässigen EU-
Staatsangehörigen grundsätzlich nach 5 Jahren einen Niederlassungsbewilligung erhalten 
können. Also wie viele zusätzliche Daueraufenthalter ab 2035 mit dem revidierten 
Abkommen zu erwarten sind, kann nicht mit Sicherheit vorausgesagt werden. Sicher ist aber, 
dass es deutlich weniger sein werden als die die genannte Phantasiezahl.    
 
Vor allem aber: Lehnt man die Personenfreizügigkeit grundsätzlich ab, sollte man dann 
sagen, was die Alterna.ve ist. Zuwanderung halten und eine alternde schrumpfende 
Bevölkerung in Kauf zu nehmen ist eine Op.on, man soll aber biFe auch erklären, wie denn 
mit Nega.vwachstum, Finanzierungslücken für Sozialwerke und überhaupt schrumpfenden 
Steuereinnahmen umzugehen ist. Zuwanderung selbstständig steuern? Die Schweiz hat dies 
bis in den 80er-Jahren mit dürLigem Erfolg prak.ziert: die Zuwanderungszahlen waren nicht 
geringer als heute, es kamen tendenziell die falschen Zuwanderer, und das Kon.ngentsystem 
war höchst ineffizient. Das Vereinigte Königreich wollte es auch mit dem Brexit besser 
wissen: «take back control» über die Zuwanderung, mit dem Ergebnis, dass heute nicht 



weniger in den UK einwandern, als vor dem Brexit, meistens nicht-Europäer staF EU-Bürger, 
von der ausser Kontrolle geratener Asylpoli.k nicht zu reden. Also was denn sonst? 
 
Die best-verfügbare Lösung 
 
Nichts im Leben ist perfekt, nichts ist alterna.vlos. Mit dem revidierten Abkommen zur 
Personenfreizügigkeit, und gestützt auf den Erfahrungen von über 20 Jahren 
Arbeitsnehmerfreizügigkeit, kann es der Schweiz gelingen, den notwendigen Ausgleich 
zwischen Vor- und Nachteilen der Personenfreizügigkeit zu sichern. Alterna.ven gibt es, 
bessere sind jedoch noch erst noch zu erfinden. 
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